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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Drin Maria PARZER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
(vormals Berufung) der Wiener Gebietskrankenkasse vom 26.06.2013 gegen den Bescheid des Landeshauptmannes
von Wien, XXXX, vom 13.06.2013, betreffend Zurlckverweisung nach 8 417a ASVG an die Wiener Gebietskrankenkasse
zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Drin Maria PARZER als Einzelrichterin Uber die
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Beschwerde (vormals Berufung) der Wiener Gebietskrankenkasse vom 26.06.2013 gegen den Bescheid des
Landeshauptmannes von Wien, romisch 40 , vom 13.06.2013, betreffend Zuruckverweisung nach Paragraph 417 a,
ASVG an die Wiener Gebietskrankenkasse zu Recht erkannt:

|.rédmisch eins.

Der Beschwerde wird Folge gegeben und der angefochtene Bescheid vom 13.06.2013 gemaR§ 28 Abs 5 VwGVG
ersatzlos behoben.Der Beschwerde wird Folge gegeben und der angefochtene Bescheid vom 13.06.2013 gemal
Paragraph 28, Absatz 5, VWGVG ersatzlos behoben.

Il.rémisch zwei.

Die Revision ist gemafR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zuldssig.

Text
BEGRUNDUNG:

1. Verfahrensgang:

1.1 Die Wiener Gebietskrankenkasse (WGKK) hat mit Bescheid vom 02.11.2012, XXXX, festgestellt, dass Frau XXXX,
XXXX, im Zeitraum vom 01.07.2004 bis 31.12.2007 der Pflichtversicherung gemaR & 4 Abs 1 iVm Abs 2 sowie 8§ 1 Abs 1
lit a AIVG aufgrund ihrer Tatigkeit als Angestellte bei der Dienstgeberin XXXX GmbH, XXXX, unterlag.1.1 Die Wiener
Gebietskrankenkasse (WGKK) hat mit Bescheid vom 02.11.2012, romisch 40 , festgestellt, dass Frau rémisch 40 ,
réomisch 40 , im Zeitraum vom 01.07.2004 bis 31.12.2007 der Pflichtversicherung gemaR Paragraph 4, Absatz eins, in
Verbindung mit Absatz 2, sowie Paragraph eins, Absatz eins, Litera a, AIVG aufgrund ihrer Tatigkeit als Angestellte bei
der Dienstgeberin romisch 40 GmbH, rémisch 40, unterlag.

1.2 Gegen diesen Bescheid erhob die XXXX GmbH, vertreten durch GERLACH Rechtsanwalte, einen Einspruchl.2
Gegen diesen Bescheid erhob die romisch 40 GmbH, vertreten durch GERLACH Rechtsanwalte, einen Einspruch.

1.3 Mit dem angefochtenen Bescheid vom 13.06.2013 hob der Landeshauptmann von Wien den Bescheid der WGKK
auf und wies die Angelegenheit zur Erganzung der Ermittlungen bzw. der Begrindung und zur Erlassung eines neuen
Bescheides an die belangte Behdrde zurick. Um Wiederholungen zu vermeiden wird auf die Begrindung des
angefochtenen Bescheides verwiesen.

1.4 Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde (vormals Berufung) der WGKK im Wesentlichen mit
dem Vorbringen, die Dienstnehmerin sei bei der Beschwerdefuhrerin ausfuhrlich niederschriftlich befragt worden und
aus dieser Niederschrift sowie den vorliegenden Vertragen seien alle wesentlichen Merkmale zur Beurteilung, ob ein
Dienstverhaltnis vorliege oder nicht, vorhanden. Auch wiedergebe die belangte Behdrde den Akteninhalt nicht korrekt
und unvollstandig.

Nach Anfihrung der Judikatur des VwGH halt die Beschwerdefihrerin in der Beschwerde fest, dass im vorliegenden
Fall aufgrund der umfangreichen Ermittlungen eindeutig eine persdnliche Abhdngigkeit der Dienstnehmerin
gegenUlber der Dienstgeberin vorliege. Die WGKK habe umfangreich ermittelt und den mafRgebenden Sachverhalt in
ausreichendem MaRe festgestellt.

Es werde daher der Antrag gestellt, der Beschwerde mdge Folge gegeben und der Bescheid der WGKK aus seinen
zutreffenden Grinden bestatigt werden.

Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
2. Feststellungen:

Frau XXXX war seit dem 01.10.2002 im Verlag als Anzeigenverkduferin tatig gewesen, bis zum 31.12.2007 im freien
Dienstverhaltnis, danach bis zum Ende April 2009 als selbststandige Mitarbeiterin.Frau rémisch 40 war seit dem
01.10.2002 im Verlag als Anzeigenverkauferin tatig gewesen, bis zum 31.12.2007 im freien Dienstverhaltnis, danach bis
zum Ende April 2009 als selbststandige Mitarbeiterin.

Mit einem Beschluss des Handelsgerichtes Wien vom 10.01.2014, 5 S 5/14s, wurde Uber die XXXX GmbH der Konkurs
erdffnet und die Gesellschaft infolge Erdffnung des Konkursverfahrens aufgeldst (Auszug aus dem Firmenbuch vom
21.10.2015, FN 98322t). Als Masseverwalterin wurde Frau Dr. Romana WEBER-WILFERT, Rechtsanwaltin in 1070 Wien,
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als Stellvertreter Dr. Christoph STAPF, Rechtsanwalt in 1010 Wien, bestellt.Mit einem Beschluss des Handelsgerichtes
Wien vom 10.01.2014, 5 S 5/14s, wurde Uber die romisch 40 GmbH der Konkurs eréffnet und die Gesellschaft infolge
Eroffnung des Konkursverfahrens aufgeldst (Auszug aus dem Firmenbuch vom 21.10.2015, FN 98322t). Als
Masseverwalterin wurde Frau Dr. Romana WEBER-WILFERT, Rechtsanwaltin in 1070 Wien, als Stellvertreter Dr.
Christoph STAPF, Rechtsanwalt in 1010 Wien, bestellt.

Die Wiener Gebietskrankenkasse hat bei der Dienstgeberin Uber den Prifzeitraum 01.01.2004 bis 31.12.2008 eine
gemeinsame Prufung aller lohnabhangigen Abgaben (GPLA) durchgefihrt. Im Zuge dieser Prufung wurden Personen,
die als freie Dienstnehmer gemeldet waren, als echte Dienstnehmer umgemeldet.

Im Akt befindet sich eine Niederschrift vom 06.07.2009 mit Dr. XXXX, dem handelsrechtlichen Geschaftsfiihrer der
Dienstgeberin, eine Niederschrift vom 15.09.2009 mit der Dienstnehmerin XXXX, der freie Dienstvertrag,
Lohn/Gehaltsabrechnungen sowie Honorarnoten der Dienstnehmerin an die Dienstgeberin. In der Niederschrift tber
die Schlussbesprechung vom 12.10.2010 wird festgehalten, dass von zehn Redakteuren finf Personen niederschriftlich
befragt worden sind, weiters drei Personen von der Kundenverwaltung, alle drei Mitarbeiter im Bereich
Aboverwaltung, niederschriftlich befragt wurde auch ein Chefredakteur sowie ein Online-Manager.Im Akt befindet sich
eine Niederschrift vom 06.07.2009 mit Dr. romisch 40 , dem handelsrechtlichen Geschaftsfuhrer der Dienstgeberin,
eine Niederschrift vom 15.09.2009 mit der Dienstnehmerin romisch 40 , der freie Dienstvertrag,
Lohn/Gehaltsabrechnungen sowie Honorarnoten der Dienstnehmerin an die Dienstgeberin. In der Niederschrift tber
die Schlussbesprechung vom 12.10.2010 wird festgehalten, dass von zehn Redakteuren finf Personen niederschriftlich
befragt worden sind, weiters drei Personen von der Kundenverwaltung, alle drei Mitarbeiter im Bereich
Aboverwaltung, niederschriftlich befragt wurde auch ein Chefredakteur sowie ein Online-Manager.

3. Rechtliche Beurteilung in der Sache:
3. Zustandigkeit und verfahrensrechtliche Bestimmungen:

Seit dem 01.01.2014 kann gemaR § 414 Abs 1 ASVG unter anderem gegen einen Bescheid des Versicherungstragers in
Verwaltungssachen eine Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden.Seit dem 01.01.2014 kann
gemalR Paragraph 414, Absatz eins, ASVG unter anderem gegen einen Bescheid des Versicherungstragers in
Verwaltungssachen eine Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden.

Gemall Art 135 Abs 1 B-VG iVm8§ 2 VwWGVG und8 6 BVwGG (Bundesgesetz Uber die Organisation des
Bundesverwaltungsgerichtes) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.GemaR Artikel 135, Absatz eins, B-VG in
Verbindung mit Paragraph 2, VwGVG und Paragraph 6, BVwWGG (Bundesgesetz Uber die Organisation des
Bundesverwaltungsgerichtes) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Im vorliegenden Fall ist die Zustandigkeit der Einzelrichterin gegeben.
Art 151 Abs 51 Z 8 B-VG bestimmtArtikel 151, Absatz 51, Ziffer 8, B-VG bestimmt:

Mit 1. Janner 2014 werden die unabhdngigen Verwaltungssenate in den Landern, das Bundesvergabeamt und der
unabhangige Finanzsenat (im Folgenden: unabhéangige Verwaltungsbehorden) aufgelost; ferner werden die in der
Anlage genannten Verwaltungsbehorden (im Folgenden: sonstige unabhangige Verwaltungsbehorden) aufgeldst. Die
Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Ablauf des 31. Dezember 2013 bei diesen Behdrden anhangigen Verfahren
sowie der bei den Aufsichtsbehérden anhangigen Verfahren Uber Vorstellungen (Art. 119a Abs. 5) geht auf die
Verwaltungsgerichte Uber; dies gilt auch fur die bei sonstigen Behdérden anhangigen Verfahren, in denen diese
Behdérden sachlich in Betracht kommende Oberbehérde oder im Instanzenzug Ubergeordnete Behdrde sind, mit
Ausnahme von Organen der Gemeinde.Mit 1. Janner 2014 werden die unabhdngigen Verwaltungssenate in den
Landern, das Bundesvergabeamt und der wunabhdngige Finanzsenat (im Folgenden: unabhangige
Verwaltungsbehorden) aufgeldst; ferner werden die in der Anlage genannten Verwaltungsbehdrden (im Folgenden:
sonstige unabhdangige Verwaltungsbehdrden) aufgeldst. Die Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Ablauf des 31.
Dezember 2013 bei diesen Behorden anhdngigen Verfahren sowie der bei den Aufsichtsbehérden anhangigen
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Verfahren Uber Vorstellungen (Artikel 119 a, Absatz 5,) geht auf die Verwaltungsgerichte tber; dies gilt auch fur die bei
sonstigen Behdrden anhangigen Verfahren, in denen diese Behdrden sachlich in Betracht kommende Oberbehdérde
oder im Instanzenzug Ubergeordnete Behdrde sind, mit Ausnahme von Organen der Gemeinde.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art 130 Abs 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie desGemal3
Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren uber
Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins
bis 5 sowie des

IV. Teiles, .. und im Ubrigen jene verfahrensrechtlicherrémisch vier. Teiles, .. und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen

Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal’ 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erkldrung Uber den Umfang der Anfechtung (8§ 9 Abs. 3) zu Uberprifen.GemaR Paragraph 27, VwGVG hat
das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, es den
angefochtenen Bescheid, die angefochtene Auslbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4)
oder auf Grund der Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu Uberprifen.

Gemal § 28 Abs 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die
Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemaR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemal Art 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wennGemaR Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das Verwaltungsgericht Uber
Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafigeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 28 Abs 5 VWGVG sind die Behdrden verpflichtet, wenn das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid
aufhebt, in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverziglich den der
Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.Gemald Paragraph 28,
Absatz 5, VWGVG sind die Behdrden verpflichtet, wenn das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid aufhebt,
in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverziglich den der
Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

Bei einer Aufhebung gemaR § 28 Abs 5 VWGVG handelt es sich um eine materielle Erledigung der Rechtssache durch
(ersatzlose) Behebung des angefochtenen Bescheides in Form eines Erkenntnisses. Diese negative Sachentscheidung
ist von der Formalerledigung des Verfahrens durch Aufhebung und Zurtckverweisung mit Beschluss nach § 28 Abs 3
zweiter Satz und Abs 4 VWGVG zu unterscheiden. Eine neuerliche Entscheidung der Verwaltungsbehoérde tUber den
Gegenstand wird bei ersatzloser Behebung nicht mehr in Betracht kommen, wenngleich im Einzelfall Gber den zu
Grunde liegenden unerledigten Antrag noch abermals zu entscheiden sein kann.Bei einer Aufhebung gemaR
Paragraph 28, Absatz 5, VWGVG handelt es sich um eine materielle Erledigung der Rechtssache durch (ersatzlose)
Behebung des angefochtenen Bescheides in Form eines Erkenntnisses. Diese negative Sachentscheidung ist von der
Formalerledigung des Verfahrens durch Aufhebung und Zurickverweisung mit Beschluss nach Paragraph 28, Absatz 3,
zweiter Satz und Absatz 4, VWGVG zu unterscheiden. Eine neuerliche Entscheidung der Verwaltungsbehdrde tGber den
Gegenstand wird bei ersatzloser Behebung nicht mehr in Betracht kommen, wenngleich im Einzelfall Gber den zu
Grunde liegenden unerledigten Antrag noch abermals zu entscheiden sein kann.
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4.1. Zum Spruchpunkt I:

8 417a ASVG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung regelte die Zurlickverweisung durch den Landeshauptmann und
das Bundesministerium flr Arbeit, Gesundheit und Soziales:Paragraph 417 a, ASVG in der bis 31.12.2013 geltenden
Fassung regelte die Zurlckverweisung durch den Landeshauptmann und das Bundesministerium flr Arbeit,
Gesundheit und Soziales:

Diese Bestimmung ist zur Prufung der Frage, ob die Zuruckverweisung des Landeshauptmannes an die Wiener
Gebietskrankenkasse rechtens war, im gegenstandlichen Fall heranzuziehen.

8 417a ASVG lautete wie folgt:Paragraph 417 a, ASVG lautete wie folgt:

Ist der dem Landeshauptmann bzw. dem Bundesministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales vorliegende
entscheidungsrelevante Sachverhalt mangelhaft erhoben und sind aus diesem Grund umfangreiche Ermittlungen
notwendig oder ist die Begrindung des angefochtenen Bescheides in wesentlichen Punkten unvollstandig, so kann der
Landeshauptmann bzw. das Bundesministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales den angefochtenen Bescheid
beheben und die Angelegenheit zur Ergdnzung der Ermittlungen oder der Begriindung und zur Erlassung eines neuen

Bescheides an den Versicherungstrager oder den Landeshauptmann zurlckverweisen.

Der Landeshauptmann von Wien hat jedoch im vorliegenden Fall zu Unrecht die Zurtickverweisung vorgenommen und
eine Sachentscheidung verweigert: Die durchgefihrten Einvernahmen bzw Niederschriften sowie der Akteninhalt
lassen nicht erkennen, dass umfangreiche Ermittlungen notwendig waren, auch weist der Bescheid keine in den
wesentlichen Punkten unvollstdndige Begrindung auf. Die belangte Behorde hatte - gegebenenfalls unter
Durchfuhrung erganzender Einvernahmen oder nach Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung beztglich der ihrer

Ansicht nach noch offener Sachverhaltselemente - eine Sachentscheidung treffen kénnen und mdssen.

Durch die Aufhebung des zurlickverweisenden Bescheides ist eine Entscheidung in der Sache offen, die nach der zum
Zeitpunkt der Entscheidung durch den Landeshauptmann von Wien geltenden Rechtslage von diesem zu treffen
gewesen ware, nunmehr ist diese Entscheidung - auch - vom Bundesverwaltungsgericht zu treffen, das die Rolle der
Einspruchsbehérde in Ubergangsfallen ilbernommen hat (vgl. oben Art. 151 Abs 51 B-VG)Durch die Aufhebung des
zurlickverweisenden Bescheides ist eine Entscheidung in der Sache offen, die nach der zum Zeitpunkt der
Entscheidung durch den Landeshauptmann von Wien geltenden Rechtslage von diesem zu treffen gewesen ware,
nunmehr ist diese Entscheidung - auch - vom Bundesverwaltungsgericht zu treffen, das die Rolle der
Einspruchsbehérde in Ubergangsfallen (ibernommen hat vergleiche oben Artikel 151, Absatz 51, B-VG)

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
4.2. Nichtdurchfihrung einer miindlichen Verhandlung:
8§ 24 VWGVG bestimmt Folgendes:Paragraph 24, VwGVG bestimmt Folgendes:

(1) Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche

mundliche Verhandlung durchzufihren.
(2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurlickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurilickzuweisen oder abzuweisen ist.

(3) Der Beschwerdefuhrer hat die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet
eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
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Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.(4) Soweit durch Bundes-
oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer
Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der
Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

(5) Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfiihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdriicklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart

werden.

Das Bundesverwaltungsgericht halt die Abhaltung einer miindlichen Verhandlung fur die Entscheidung in der Frage, ob
die Zurlckverweisung zu Recht erfolgte, nicht fur erforderlich. Die dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegten Akten
lassen erkennen, dass die Angelegenheit entscheidungsreif ist und die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der
Rechtssache nicht erwarten lasst. Die Sache des vorliegenden Verfahrens ist aus schlieBlich die Rechtmaligkeit der
Zurlckweisung des Bescheides der Beschwerdefthrerin durch die belangte Behorde:

4.3. Zum Spruchpunkt II:

GemaR§ 25a Abs 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art 133 Abs 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Gemald Art 133 Abs 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.GemaR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall gibt es eine gesicherte Rechtsprechung zu den anzuwendenden Bestimmungen (wie im Erkenntnis
angefuhrt), welche nicht als uneinheitlich zu beurteilen ist.

Im vorliegenden Fall gibt es eine gesicherte Rechtsprechung zu den anzuwendenden Bestimmung des in der
Zwischenzeit auBer Kraft getretenen § 417a ASVG (wie im Erkenntnis angefuhrt), welche nicht als uneinheitlich zu
beurteilen ist.Im vorliegenden Fall gibt es eine gesicherte Rechtsprechung zu den anzuwendenden Bestimmung des in
der Zwischenzeit auller Kraft getretenen Paragraph 417 a, ASVG (wie im Erkenntnis angefihrt), welche nicht als
uneinheitlich zu beurteilen ist.

Schlagworte

ersatzlose Behebung, Rechtslage, Zurtickverweisung
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2015:W178.2003956.1.00
Zuletzt aktualisiert am

23.11.2015

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/417a
https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2015/11/6 W178 2003956-1
	JUSLINE Entscheidung


